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Budgetberatung
WIENERGEMEINDERAT

Sitzungvom15 .Dezember1931.
BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungum17Uhr15.EswirdindieTagesordnungeingegangen,dasist dieFortsetzung

derGeneraldebatteundderSpezialdebatteüberdieGruppeII desVoran-¬schlages1932 .
GM. RtinDr .Motzko( E. )bemerkt,dasswondenAbstrichendes

BudgetsdieAbstricheaufdemGebietederWohlfahrtspfflegeamschmerzlichs-¬tenfühlbarseien .GeradehierhättedieMajoritätdiePflichtgehabt,
dasMöglichsteaufzmbieten.DaswarjaderWechsel,denSievormehrals
einemJahrzehntderBevölkerungvonWienausgestellfhabenundtatsächlich
isteinGrossteilderBevölkerungaufdieseIhreMentalitäteingegangen.SiehabennichtdieproduktiveWirtschaft,vondererstdieFürsorgelebenkann,
sonderndieWohlfahrtspflegeals dasPrimärevorangestellt .DieBevölkerung
hatIhnenZeitundMöglichkeitgegeben,ExperimenteaufdemGebietder
Wirtschafts-undSteuerpolitikzumachenundSiehabendurchdieseIhre
PolitikdieWirtschaftskraftWiensausghhölt.Siehabenandengesunden
ForderungenderWirtschaftbösartigeAbstrichegemacht,nurdamitSie
anIhrenParteizielenundIhrerExperimentiersuchtkeineAbbtrdichemachen
müssen. AuchfürdieZukunftkönnenwirleidernichtsBessereserwarten.Unddochist dieArbeitslosigkeitineinStadiumgetreten ,dasvorallem
derWohlfahrtspflegeganzneueundgewaltigeAufgabenstellt .Demgegenüber
ist leiderIhrFürsorgeingeniumineintraurigesStagnierengeraten.Siehabenjanichtsgetan,alsandenAufgabenderFürsorge,dieesschoninder
Vergangenheitgab ,weiterzubauen.SiehabenkeineneuenGedankenindieFür
sorgegebrachtundvorallemnichts getanzur BekämpfungderArbeits¬
losigkeitinihremWesen.DieHilfe,diedargebrachtwerdenmüsste,müsste
voralleminderRichtungneuerExistenzgründungenliegen .JederQuadrat¬meterBodenmüssteausgenütztwerden,indemmandamitExistenzfürsörge
schafft .EinegrosszügigeBodennutzungskolonisationwäreheutemehrdenn
jeamPlatze.DamitbefassenSiosichgarnicht .DieNotderArbeitsäosenträgteinenganzspezifischenCharakter.EshandeltsichumMenschen,die
nichtdurcheigenesVerschuldeninNotgekommensind ,sondernumMenschen,diealledengutenWillenunddieVoraussetzungmitbringen,sicheine
Existenzzuschaffen.EsistnichteinVersagendesEinzelnen,sonderneinVersagendesgesellschaftlichenGanzen=Unddarinliegtauchdiepsycho¬
logischeWurzelfürdasEntstehenallerdieserradikalenBewegungen.Wir
müssenausdenWarnungszeichen,dieunsdieseRadikalismenvonlinksund
rechtsgeben,dieLehreziehen,woderrichtigeWegliegt .SiewollenunsfürdenRechtsradikalismusverantwortlichmachen.AuchderRechtsradika¬lismus ,ist ,wennauchin scharfemKampfegegenSieindenletztenWurzeln
seinesWesensIhnenvergandt,ausIhremGeistegeborenundstehtIhnenin
seinenletztenTendenzenvielnäherassuns ,Unsist er kulzurellsoweitent¬ferntwieIhreAnschauungen,Wirlehnenesab ,fürdieseRichtungirgendwie
verantwortlichgemachtzuwerden( LebhafterBeifallbeiderE . . ) AuchwirsindmitdemWirtschaftswesenvonheuteundderWeltwirtschaftsWeisederWeltwirtschaftsweisevonheutenichtzufrieden.AberwirschendentiefstenGrunddesVersagens/darin ,dassSieaufmaterialistischerGrundlageaufgebautist undwirerhoffer
eineRegenerationdesWirtschaftswesensnichtdavon,dasswiralleszusammen¬
reissen ,sonderndasswirdieserWirtschafteingeistigsittlichesFunda¬
mentgeben,dessenErstesundoberstemMetivdasderVerantwortlichkeitje¬desEinzelnenfüral le ist .EndenWeisungen ,diedieQuadragesimoanno¬830
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unsgibtsehenwirdieBahn,diewirzugehenhaben,umdenEinzelnenmitder
GesamtheitzuverbindenunddasWirtschaftslebenmitdergeistigsittlichen

verlangenKulturder Gemeinschaft.In Bezugauf die Wohlfahrtspflegeaber 1wirdieserNotzeitgegenübereinegesteigerteAnspannungundAuswertungaller
fürsorgerischenKräftedie nurgefundenwerdenkann ,wennin loyalerArt
alles zusammengefasstwird ,was fürsorgerisch tätig sein will und wasden
BeweisderfürsorgeischenLeistungsfähigkeiterbrachthat . DerAufbaudes
WohlfahrtswesensinWienhättesichinderRichtüggderbestenOrganisation
vollziehenmüssen .Sie habenvonAnfangan das genaueGegenteilgemacht.
Sie haben sich nur von Ihrem Machtrausch und Ihrer Parteigier gegenwdie
religiös eingestellteFürsorgeleiten lassen .Sie habenimJahre1923die
Verträgemit den geistlichen Schwesternin den WienerAnstaltengekündigt ,
dannhabenSiediefreiwilligeFürsorge,namentlichdieCaritas ,abgeschaltet
unddamitsie überflüssig werde ,in einemrasendemTempoeine ganzeReihe
vonFürsorgesanrichtungengeschaffen .VondiesemZeitpunktan ist dauFürgorge
budgetderGemeindeganzgewaltiggewachsen.HortederfreiwölligenFürsor¬
gewarenschonda ,SiehabenimmermehrGemeindehortegeschaffen.ImJahre
1920hat es schonüber30MutterberatungsstellenderfreiwilligenFürsorge
gegeben .Sie habenvomJahre1921 ,woes 15/städtischenStellengegebenhat
bis zumJahre 192920 neuegeschaffen „Undjetzt sagt der VerwalterderWohl- ¬
fahrtswesens ,dassvonden35Mutterberatungsstellen30zuvielsind . Dahat
manz :B .im VII . Bezirkneben die Tagesheimstätten Kinderhorte undKinder - ¬
gärten der Caritas in unmittelbareNäheganzähnlicheGemeindeanstaltenhinge
setzt .Nichtandersist es/Simmering.Manist von57KindergärtenimJahre
1924auf96imJahre1929hinaufgekommenundjetzthabenwir107. DieFolge
davonist ,dassIhre undunsereKindergärtennicht voll ausgefülltsindund
dassdarausnurdoppelteAusgabenentstehen .Dasist ganzunsinnigundzweck¬
widrig . Dadurchund durch die Ausschaltungder geistigenFürsorgepersonen
ausder städtischenKinderfürsorgehat manungeheureSummendesFürsorgekre¬
dits dauernimmobilisiert .Sowendetmanfür die geaamtenLebensmittelinden
Kinderfürsorgeanttalten747. 000SchillingaufundfürdasPersonalindiesen
Anstalten ' 1Millionen .Bei einemsolchenMissverhältniswird dieFürsorge
zumUnsinn .Sie habendie FürsorgeunsererReligiosenausgeschaltetundbedenl
nicht ,dass .FürsorgearbeitdurchdiefreiwilligeHingabeganzbesondereh
CharaktergewinntunddassWiedurchdieAusxchaltungdieserSpitzenleistunge
der . . : .WFürsorgedie Fürsorgeüberhaupterschlägt ,Jetzt hat maneine
AnzahlvonWaisenhäuserngeschlossenundbehauptet ,dassdieaprtent-¬
lassenenKinderin anderenAnstaltenuntergebrachtwerden.Wohinkommendiese
Kinder ?Budgetärist dafürkeineVorsorgegetroffen .Abstrichehat manauchir
deroffenenFürsorgegemachtundmanmachtsie leiderauchbeiderFürsorge
fürdieAlten .DieseAbbtridhhtunwirklichweh. WirhabendiegrosseBefürch¬
tung ,dass Sie die grausamePraxis der Abweisungvon GesuchenumErhaltungs¬
beiträgeauchimJahre1932verschärftfortführenwerden .AufdemGebietder
Tuberkulosenfürsorge,aufdemvonIhrerVerwaltungsehrvielgeschehenist ,
wollen Sie fast eineinhalb Millionen ersparen .Alle diese Abstrichewerden
demBudgetnichtaufholfen ,dennsie vergrössernundvergröbernnurdieNot.
WirkönnenmitdemWeg ,denSieeinschlagenin keinerWeisezufriedensein
undkönnenSie immernurermahnen ,gemeinsammitallenwasFürsorgebereit
ist ,zuarbeiten .GeradedieErfahrungenmitderWinterhilfezeigen ,dassdies
der richtige Wegist .Es ist erhebendzu sehen,wiehier wirklichdieganze
BevölkerungvonWienmithilft ,nurdeshalb ,weilsich diese Aktianüberden
ParteizankundParteihadererhebt .Manlernedarausauchfür diestädtische
FürsorgeManhenSieendlichAbstrichevonIhremHassegegendiefreiwillige.vor allem die religiös eingestellte Fürsorge Dann ist es möglich ,dass das

WohlfahrtswesenWiensauchder Wohlfahrtder Bevölkerungdient ( Lebh .Beif . )831
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. R,Pfeiffer ( . . ) erklärteinleitend ,dass der Uebergangvon
derdopischenzurkameralistishenVerrechnungimGemeindehaushaltsicher¬
lichzubegrüssenist ,geradeaberbeimvorliegendenBudget,dasbedeutende
Abstrichebeinhalte ,sich insoferne unangenehmauswirkt ,da dieUebersichtlich¬
keitleidet .ImvorliegendenBudgetsinddieLandes-undGemeindeabgabenund
die Zuschläge zu den Bundesabgabenum27 Millionen Schilling geringer wer - ¬
anschlagtals der ErtragimJahre1930 . Eswäresehrerfreulich ,wennmit
diesemMinderansatzeineSteuererleichterungeintretenwürde.Dastrifftaber
leider nicht zu .Die Ansätze mussten geringer veranschlagt werden ,weil
die Wirtschafts - undSteuerkraft nachgelassen hat ,weil die bisher erziel¬
ten Erträge nicht mehrhereingebrachtwerdenkönnen .DerOesterreicherlei¬
det untereinemganzfürchterli henSteuerdruck .In der Schweiz ,wodie
Erwerbsverhältnisseviel günstiger liegen ,zahlt der Bürger8 Prozentvon
seinemEinkommenanSteuern.InOesterreichabertrotzderbedeutendgerin¬
gerenErwerbsmöglichkeitenwirddas EinkommendesStaatsbürgersmit29
Prozentbesteuert ,dasdreifachegegenüberdemSchweizerStaatsbürger.Daraus
ist zu ersehen ,wieausserordentlichhart der SteuerdruckinOesterreich
ist . Dazukommtnochdie Vielfältigkeit unserer Steuern ,die schondazuge¬
führthat ,dasssichdieBevölkerungaufdiesemGebietnichtmehrauskennt.
EinWienerSteuerträgermiteinemgarnichtbedeutendenBetriebistgezwungen,
sich zur Evidenzhaltungder Steuernjemandenzu halten .Es ist daherselbst -¬
verständlich ,dass in der Bevölkerungnicht nur der RufnacheinerSteuerer¬
mässigungnacheiner Revisionde :Steuersystems ,sondernaunhnacheinerVer¬
einfachungdesSteuersystemslautgewordemist .DasSteuersystemderWiener
Rathausmehrheitist unzeitgemäss. Esist inderZeitderInflationentstanden,in Verhältnissen ,die heutenicht mehrzutreffen . Eswirdtrotzdemaufrecht¬
erhalten .Unddiesdazunochin einerZeit,inderdieWirtschaftvollständig
zusammenbricht. Wirmüssendahereine grundlegendeRevisiondes WinerSteuer¬
systemsforderneineVereinfachungdesSteuersystems,dieauchdenQuälereien,
denendieBevölkerungausgesetztist,einEndebereitet .NichtnurinWien,
auchin denBundesländernist derRufnacheinemSteuerstreiklautgeworden.
Esist diesderAusdruckderVerzweiflung ,dennwernahbeinemSteuerstreik
schreit ,kannsichunmöglichüberdieentsetzlichenWirkungeneinessolchen
Streikesklarsein .EinSteuerstreikist eineunmöglicheSache .Dassaber
derRufnacheinemSteuerstreiklautgewordenist ,darauserwächstunsdie
Pflicht ,nachMittelnundWegenzusuchen ,umdieSteuerlasterträglichzu
machen .DerRednerbespricht danndie Abstrichebei den Positionen derein¬
zelnen Verwaltungszweige ,kommt auf die beabsichtigte Erhöhung der Wohn¬
bausteuerzusprechen,wobeiererklärt ,dassderbeabsichtigtenErhöhungder
WohnbausteuerderschärfsteWiderstandentgegengesetztwerdenwird .Diestar¬
kenAbstricheimStrassenweseneindüberausbedauerlich.Eswirdfürden
StrassenbauundStrassenerhaltungumungefähreinDrittelwenigerausgegeben
werdenals imJahre 1913 . MankanndazuohneUebertreibungsagen ,dasseine
VerluderungderWienerStnæssensehrzubefürchtenist .DieKürzungenimBud-¬
getsindunterdemDruckeinerausserordentlichenNotzustandegekommen.Es
fragtsichnun,aufwelcheWeisedieseNotgemildertwerdenkönnte .Nach
unsererMeinungist esnotwendig,denZinsfussherabzusetzen,dieVerwaltungzt
vereinfachenundetwaserzieherischaufdieBevölkerungzuwirken.InderBe¬
völkerungist mansichüberdieschlechteLageunsererHandelsbilanznicht
klar .Daherkommtes ,dassau “demNaschmarktfastkeineösterreichischenWarer
sondernnurausländischeWarenzufindensind .In dieserHinsichtmüsstesich
dieBevölkerungsicherlicheinegewisseReserveauferlegen.DieBevölkerung832
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müssteauchdazuerzogenwerden ,mitihremGeldeeinwenigrationellerum¬
zugehen .Es wäreviel besser ,das Geldfür eine zweckmässigereErnährungund
zweckmässigereBekleidungauszugeben,alsdiesheutederFallist .Zuder
wirtschaftlichenNotkommtnunnochdiepolitisheNot .Der15 .Juli unddas
VerhaltendersozialdemokratischenParteiundihrerFührerhatvielenMen¬
schenzu denkengegeben . Esist daherselbstverständlich ,dassin derBe¬
völkerungderWillezurAbwehrentstandenist .DieBevölkerungist nichtnur
nachlinks ,sondernauh nachrechts radikalisiert .Ich kanndersozialdemo¬
kratischenParteidenVorwurfnichtersparen,dassgeradesieeswar ,dieden
BodenfüreinenRechtsradikalismusgeschaffenhat ,obwohlsiealleshättetun sollen ,umden Gedankender demokratischenRepüblikzu .Ansehenzu
bringen.SiehabendenKlassenhassgesät unddadurchschwereGegensätzege¬
schaffen .Sokommtes ,dassdieBewölkærungnachTatenruft ,. jedemzu¬
Bubelt ,derihr Tatenversprichtaundschonin derVeranstaltungjedesAuf¬
marscheseineTatsieht . Durchderlei StimmungennütztmanderDemokratienich
Esist einetragischeSchulddersozialdemokratischenPartei ,dassgeradeh

sie derartige : .1 züchtetunddassgedarein uneereLandederGedan¬
kedesLeditimismusgrossgewordenist .WirNationalgesinntesehennachwie
vorindempolitischenundwirtschaftlichenZusammenschlussallerDeutschen
unserZukunftsideal,wirerblickenaberkeinegrössereGefahrgegenüberder
ErreichungeinessolchenZielesalsdenGedankeneinerDonauföderationund
desLegitimismus,UndwirbekämpfendaherdiesebeidenStrömungenmitdem
grösstenNachdruck.NebenanderenGründenist auchdieserGedankengangdafür
massgebend,dasswirethischundmoralischAnhängerderdemokratischenRepub¬
liksind,InderwirdieeinzigeMöglichkeitsehen,dieSelbstständigkeit,des
Staatessozuærhalten,miediesfüreineVereinigungmitdemdeutschenMutterlandenotwendigist .DiedozialdemokratischeParteihat in denganzenJahren
nichtsgetan ,umbeiderösterreichischenBevölkerungdenGedankender
demokratischenRepublikzuAnschenzubringen,siehatdurchihreKlassen¬
kämpferischeGehössigkeit,durchihreSteuerpolitikunddadurch,dasssieso
grosse Gogensätzezwischender Stadt WienunddenBundesländerngeschaffen
hat ,dengutenRufunsererVerfassunggeschädigt .BerRednererklärtschlies
lich ,dassergegendasBudgetstimmenwerde.(LebhafterBeif. . . . .)

. Rtin .Schlösinger( . . )erklärt ,ihreParteisei immerfür
Sparsamkeitin derVerwaltungeingetretenundhabeauchverschiedeneKapitol
aufgezeigt ,beidenengespartwerdenkönne .AufdemGebietedesVolksschulwe
sonsdürfenSparmassnahmennurmitdorgrösstenVorsichtgetroffenwerden.
DasgeadeGegenteiltut dieVerwaltungderMehrheit.SeitdemJahre1927
ist dieZahlderSchülerum20. 000angewachsen,dieZahlderLehreraberum5ooverringertworden( HörtHörtbeider . . )DasgeschahschonineinerZeit
dadieGemeindeübergrosseUeberschüsseverfügte ,dasie sichdenLuxus
gönnte,dieGemeindewachezugründenundihrenStandimmerfortzuerhöhen.
Manmussdaherder Mehrheitdie Schuldgeben ,wennsich heutedieVerhältnis
seimSchulwesennichtmehrmeisternlassen .Einmalhatmansichgebrüstet.dassdieHöchstzahlderSchülerineinerKlasse30seinwerde.HeuteistderDurchschnittderSchülerzahlin denKlassen34,jaes gibt Klassenmitüber!
Schülern. DerLehrermangelmachtsichzunächstfühlbarin demMangelaneinei
notwendigenLehrerreservefürdenSupplierungsdienst.Wirhabenimmerdarauf
hingewiesen,dasseinFortschreitendosLehrermangelsunerträglichistund
dassosdagegennurdieeincHilfedurchNouanstellungengibt .Inderchrist¬
lichsozialenAerasindnoueSchulenentstandenundgeradein denProlotarier
bezirkenwahreSchulpaläste. VonderMehrheithörtmanwohlgrosseWortedes
Selbstlobsaberes wurdeunterihremRegimedieeineSchulein Kagrangobaut
obwohlinvielenBezirkendasgrosseBedürfnisnachSchulenbesteht.833
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Hauermussten im . Bezirkwieder 1200 Umschulungenstattfinden ( HertHört
beider . . ) ,weildieSchulräumefür dieKindernichtausreichen .InStadlau
kam es zu einem Schultreik des Eltern - vereins ,da die Kinder ,die in der
Schulenicht untergebrachtwerdenkonnten ,einfachnachHirschstetten ,das
ist einehalbeStundeweiterumgeschultwurden( HörtHörtbeider . . ) .Im
Laufeder letztenJahrewurdenhundertevonKlassenaufgelassen ,so z ,B.
im Jahre 1929 trotz eines Zuwachsesvon 2500 Schülern nicht weniger als 159
Klassen( HörtHörtbeiderEL . )ImJahre1929/30warenrund10 . 000Kinder
von den Umschulungen betroffen ( Hört Hört bei der . . )Die Ueberlastung des ge

samtenLehrerpersonalsmitdemSupplierungsdiensthateingeradezuuner¬
träglichesMasserreicht . Wennmanweiterhinso RaubbauanderNervenkraft
derLehrertreibt ,wirdmanvoneinerSchulsperrewegenLehrermangelsnicht
mehrweitentferntsein .Dasfällt besondersschwerins Gewichtgegenüber
der Tatsæhe ,dass 200bis 300Junglehrer auf ihre Anstellungwarten .Im
LehrerstandmachtsicheinegewisseUeberalterungbemerkbar.Diejüngsten
Lehrkräfte sind mit wenigen Ausnahmen34 Jahre Alt . Keinanderes Bundesland
ist derJunglehrerfragesoausgewichenwieWien.InNiederösterreichwurden
seit 1919 . 115Junglehrerangestellt( HörtHörtbei der . . ) ,jaNieder¬
österreichstellte sogareine AnzahlWienerLehrerein .AuchinSteiermark,
SalzburgundTirol gibt es einen klaren AnstellungsplannachwelchemJungleh¬
rer angestellt werden .Die Lehrerschaft hat namentlich in der Zeit derSchul¬
reformeineUnzahlunbezahlterUeberstundenaufsichgenommen ,aberdieMehr¬
leistungen ,dieihr jetzt zugemutetwerden ,treffendasSchulweseninseinem
innerstenLebensnerv. DasKlassehlehrersystemist für die 4 .Klassebereits
durchbrochen,dieunteren3 KlassenhabenwohlihreeigenenKlassenlehrer,
aber der Lehrermussdanebenin der Hauptschule2 bis h Stundenabdienenund
zwarauchin Gegenständenfür die eineFachprüfungvorgeschriebenist .VonderLehrerschafthatmaneindoppeltesNotopferverlangt ,dasfinanziellc.
dassie mitderübrigenBeamtenschaftträgt ,trifft sie schonhartgenug,viel härter leidet die Lehrerschaftunter den Dienstverschärfungen .DieAr¬
beitsleistung ,die von der Lehrerschaft gefordert wird,ist einMehrfaches
vonder normalenArbeitsleistung .DerLehrerkanneinfachnur das Fensumseine
Lehrstoffeserledigen,erkannnichtaufdieIndividualitätderKindereingehe
auchnicht auf die seelische Fühlungnahmemit denKindern ,weil ereinfach
keineZeitdazuhat .DieHauptschuldirektorensindbei derAufstellungdes
Stundenplanes in Verzweiflung geraten .An manchen Schulen mussten ,da die den

HauptschulenzugewiesenenVolksschullehrernurWanderlehrersind,5bis6pro¬
vosorischeStundenpläneaufgestellt werden .In denSchulengehtes heutewie
in einemTaubenschlagzu .Sie findenimmernochMittel ,umeineneueUnruhe
in die Schulen hinennzutragen .Die Leidtragenden sind die Kinder .Beisolchen
Sparmassnahmenhört die Schuleauf ,ein Organisamuszusein ,sie wirdzueinem
Mochanismusherabgewürdigt.DieLehrerklagenallgemeinüberUeberanstregung,
daanihnenRaubbaubetriebenwird ,SietragenmitderVerantwortungfürdas
Budget auch die Verantwortung für das Schulwesen . WennSie sich dieser Ver¬
antwortungbewusstsind ,müssenSie unsereAnträgeannehmen,die imStandesind
die grösstenMisständeimSchulwesenzubeseitigen ,unddie dennormalenBe¬
treib der städtischenSchulengewährleisten. (Beifall ) .— . . Dr.Henglbesprichtzunächstdie Bodenwertabgabevomvorbau¬

Mten Grund .Sie wurdeals Zwecksteuereingeführt,umdie Mietzüschüssezudecken.
MitdemErtragderSteuersicht es aberganzandersaus .ImJahrc1930ergab
dieSteuer ' 7MillionenSchilling ,dieMictzuschüssebetrugenabernur:450 . 000Schilling .Im Voranschlag für 1931 sind als Ertrag der Steuer 2Millio - ¬

nenSchillingveranschlagt ,für die Mietzinszuschüsseabernur750. 000Schil .ling .ImvorliegendenBudgetist derErtragmit ' )MillionenSchillingvor .834
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geschen .Die Mietzinszuschüssesind jedcch nur mit 1 Million Sehilling ver¬
anschlagt .MitdiesemMissverhämtniszwischenErtragder Steuerundderen
Zweckbestimmungmussaufgeräumtwerden.DerRednerstellt denAntrag ,den
amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanzwesen zubeauftra¬

gen .binnen6 Wochenein Verzeichnisjener StrassenundPlätzevorzulegen,
in denenHäuserderBodenwertabgabevomverbautenGrundunterworfenwurden.
DasGesetzüberdieBodenwertabgabevomunverbautenGrundist voreiligbe¬
schlessenworden ,MancheBestimmungensindüberhauptundurchführbar.DasGe¬
setzselbstbeinhaltetschwereHärtenfürdieGrundbbsitzer.Eswurdeuns
wohleineNovelladrungdesGesetzesversprochen ,abertrotzdembestehtdas
Gesetznochbisheutein seinerunmöglichenForm.EinesolcheNovellierung
müsstevorallemdie Befreiungder WohlfahrtsinstitutionenvonderAbgabe
bringen .Ganzunerträglichist dieAbgabeauchfürSportvereine,denenjede
Lebensmöglichkeituntergrabenwird .Weiterswärees nötig ,dieGrenzeder
Steuerfreiheit für Kleingärten und Schrebergärten auf mindestens1000
Wuadratmeterzuerhöhen .WeitersmüssteimGesetzeausgesprochenwerden ,dass
wennvonderParteiin gutemGlaubenLandwirtschaftlicheNutzungangenemmen
wurdeund trotzdemdas Befreiungsansuchenabgewiesenwird ,keine
Kontumazeinzutretenhat ,sonderndasseineSelbstschätzungeintretenkann.
Sehrungünstigist es auch ,dassdie BesitzervonverpachtetenLiegenschaften
ohneEinvernchmenmit denPächterndie Einschätzungvornehmenkönnen .Das
AufreizendeanderEinschätzungist aberAhreWillkürlichkeit.Nebeneinan¬
derliegendeGrundstückewerdenganzverschiedenbewertet ,auf Verkäufein
der Umgebungwirdbei der SchätzungkeineRücksichtgenommenundauchOffer¬
tenderGemeindewerdenbeiderEinschätzungnichtberücksichtigt.DerRea¬
ner stellt denAntrag ,der amtsführondeStadtrat der VerwaltungsgruppeII
werdebeauftragt ,ungesäumteineGesctzesvorlageauunterbreiten ,durchwelch:
dasGesetzbetreffenddieEinhebungeinerAbgabevomgemeinenBodenwertun¬
verbauterGBundflächender in AussichtgestelltenRevisionzugeführtwird.
DerRednerbespricht sodanndie WertzuwachsabgabeundbezeichnebdieseAb¬
gabe ( derheutigen Zeit ,wo die Realitäten zumeist nur mit Verlust abge -
stossen werdenkönnen , zumindest soweit sie den Altbesitz be¬
trifft als ganzungerecht .WirsindkeineFreundeder Bodenschieberundder
Grundspekulanten,müssenaber für einenSchutzdes Altbesitzesunbedimgtein¬
treten DerRednerbeantragtdaher ,denamtsführendenStadtrataufzufordern
ein Gesetz zu unterbreiten ,welches das Gesetz über dieWertzuwachsabgabe
dahinabändert ,dass UebertragungenvonLiegnschaftender Abgabenicht
unterliegen ,wenndermassgebendeErwerbvordem1 .Jänner1919erfolgtist .
IneinerBesprechungderWohnbausteuerkritisiertderRednerdasVerfahren
derParifikation .BeiderParifikationwerdenmöglichstungünstigeVergleichs
objekteherangezogen ,wasoft ein schreiendesUnrechtist .Schliesslich
machtdrderGemeindeverwaltungdenVorwurf,dasssiesehrwenigInteresse
fürdieWienerBodenproduktienzeige .Esist einSchandfleck ,dassWiendas
einzige Bundeslandist ,das keine Landeskulturförderungspost im Budgethat .
DieWienerAgrarierhabenauchvonderstaatiichenWeingärtenerneuerungs¬
aktiongar nichts,weildasLandWienin der BezichungdeinePflichtnicht
erfüllt hat .DerRednerbeantragt ,die Post FörderungderLandeskultur.j5000Schilling und die Verwendungdieses Betrages imEinvernehmen
mitderlandwirtschaftlichenHaupikörperschaftzuregeln( LebhafterBoifallbei der . . )

. R.Preyer( . . )bemerkt,dassdieFinanzpolitikderGemeinde
sehrviel zurWirtschaftskrise ,die gegenwärtigin Wienherrschtundzur
VergrösserungderArbeitslesigkeitin Wienbeigetragenhabe .Vonden19.
verschiedenenWienerAbgabenwerdenindirektauchdieArbeiterundAngestell
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ten betroffen ,die durchdie ZerstönnngdenBetriebsumihrenArbeitsver-¬
dienst kommen. Esist daherfalsch zu sagen ,dassdie GemeindeArbeit
schaffe . WärcdasderFall,sokönntedie Arbeitslosigkeitnichtununterbra¬
chensteigen .Wahrist ,dass die GemeindeverwaltungunddieFinanzpolitik
der GemeindeArbeitsloseschafft .Ein Blick auf die WienerBezirkeindenen
sichdiegrossenIndustriebetriebebefinden ,zeigt ,welcheFrüchtediese
Finanzpolitikgetnagenhat .DiemeistengrossenUnternehmungensindgesperrt
oder stark eingeschränkt .Die Gemeinderatsmehrhentspricht immervon" un¬
seremrotenWien " ,sie werdenbaldvon"unseremtoten Wien "sprechenmüssen.
Die Finanzpolitik hat aber auch ihre verheerenden Wirkungenfür dieArbei¬
ter undAngestelltenschaft .DieFremdenverkehrsgewerbe,dieHotelindustrie
und das GastgewerbehabenBie vollständig zertrümmert .Eine grosseZahl
hat die Betriebe so einschranken müssen ,dass heute nur mehreinsehr
kleiner Bruchteil von Arbeitern und Angestellten dort besch äftigt ist . Sie
selbst spüren dio FolgenIhrer Politik ,da die Erträgnisse derLustbar¬
koitsabgabe ,der Nahrungs -oder GenussmittelabgabeundderFremdenzimmer-¬
abgabevonJahrzuJahrzurückgehen .DieArbæitslosigkeitimHotel -undGast-¬
gowerbehat die geradezuunglaublicheHöhevon8075Personenangenommen.
DabeiverwendenSienochSteuergelderzurFörderungderKonkurrenzunternch- ¬
mungen ,wicder Wök,wodurchsie auch ,da dort ,weiblicheAngestellte ,und
zwarnur spzialdemokratischerganisierte aufgenommenwerden ,dieAngestell¬
tenschaftschädigen .DerRednerschliesstmitdemAppellandenFinanzreferen
ten ,mehrsoziale Einsicht waltenzu lassen ( LebhafterBeifall bei der . . )

St . R.Breitnerbeschäftigtsichin seinemSchlusswortzunächst
mitdenAusführungendesSt. . Kunschak.GewisshatesinderZeit ,alsdas
heutige Steuersystemgeschaffenwurde ,denAnscheingehabtals ob mannach
einemkurzenUebergangwiederzudennormalenVerhältnissenderKriegszeit
werde zurückkehron und das Steuersystem anders gestalten können . Würdeman
aber heute die Abschaffung aller jener Steuern wünschen ,die in der Infla¬

tiongoschaffenwurden ,sowürdedieGemeindeihreganzeBetriebsführung
aufgebenoder zu denin der VorkriegszeitbestandenenSteuernzurückkehren
müssen .Anderorseits muss aber doch berücksichtigt werden ,dass die Abgabon¬

sätze ,wiesie in der Zeit der Inflation festgestellt wurden ,imLaufedor
Jahrewesentlichabgebautwurdenundnochweiterabgebautwordenwären,wenn
uns die Krise nicht daran gehindert hätte .Hante einen solchen weiteren
Abbaudurchzuführenist unmöglich,undderReferentbittet daher ,alledarau
abzielenden Anträgeabzulehnen . DerAntragdes . . Kunschak ,es mögefür
Exporte die Fürsorgeabgaberückvergütet werden ,entbehrt jedesgreifbaren
Inhaltes ,da es unmöglich ist ,den Betrag ,um den es sich hier handelt ,zu
errechnen .Ausserdemhat ein solches Verlangen ,soweit es bloss an Wiengestel

wird undnicht auchan die anderenLänder ,die ja auchdie Einrichtungder
Fürsorgeabgabe kennem ,gar keine Berechtigung . Esist auch eine Selbsttäu¬
schung anzunehmen ,dass durch eine solche Rückvergütung die Ausfuhr belebt
werden künnte .Andiesen 4 Prozent ,die sich im Warenpreise nur etwa mit2
Prozentausdrückenwürden ,krankt unser Exportgowissnicht .Er krankt zumBei
spiel an unseremhohenZinsfuss ,der ermässigt werdensollte . Wiewenigmi
einer solchen Rückvergütung geholfen worden ist ,kann man am besten daraus

ermessen ,wenn man an die hohen Zölle ,die in allen Staaten nunbestehen ,
denkt .Hebtja jetzt Engdandz .B .Zölle bis zu 100ProzentdesWarenpertes
ein .Wasdie Hauspersonalabgabebetrifft ,so ist es richtig ,dasssichdr
abgabepflichtigen Haushalte um 1260 vermindert haben ,davon waren aber

in 939nur 2 Hausgehilfenbeschäftigt undmankanngewissnicht sagen ,dass
Dreiviertel dieser Haushalteihr Hauspersonalnur wegeneiner Abgabevon
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50SchillingvermindertoderihrenHaushaltaufgelösthaben .Vielmehr
drücktsichdarindieWirtschaftskriseaus . Esist ebensoeineFolgedes
grossenwirtschaftlichenZusanmenbruchsundnichteineFolgederHausper¬
sonalabgabe ,wenninfolge des Zusammenbbuchsder Kreditanstalt dinerder
grossenSteuerträgerseinenHaushalteingeschränkthatundihmanderedarinfolgenworden.WennSt. R.KunschakaufdieRücksichtslosigkeitundSchikanen,angeblichdie boiderfrüherenFormderNahrungs.oderGenussmittelabgabe/bestanden

haben ,hingewiesenhat ,so wärenur zu wünschen ,dass manunter denGast¬
wirteneineAbstimmungeinleitet .Eswürdendannsicherlich80Prozentder
Gastwirtesich dahinäussern ,dassdie frühereSteuerweitsozialerwar .
SiewarwirklichvondemGedankengetragen,leistungsfähigeBetriebezur
Zahlungheranzuzichen,dagegendiegrosseZahldermittlemnundkleinen
Betriebeabgabefreizulassen .WennSt. . Kunschakmeint ,dieRegierungund
derN,tionalrathättenniemalsihreZustimmungzueinerautomatischenEr¬
höhungder Abgabeunter gewissenVoraussetzungengegeben ,falls mandieheu¬
tigenVerhältnissedamalsvorausgesehenhätte ,soist erimIrrtum.Ichhabe
den damaligenFinanzministerin der eindringslichetn Weisedaraufaufmerk¬
sangemacht ,wiesich dio Verhältnissegestaltenworden .Ich habees voraller
für unvertretbarerklärt ,einebestimmteKategorievonAbgabepflichtigen

40 . 2 .sosehrzubegünstigen,dleKlubs ,derJokexklub,derSchachklubhabenfrüher
91. 000SchillingAbgabegezahlt ,siezahlenheutenur2000Schilling(Hört
HörtbeiderMehrheit).Dasist wirklichnichtzuvertreen .Fernerhabe
ich daraufhingewiesen,dassdie kleineAnzahlvonDelikatessengeschäften
dievonderAbgabebelastetsindfrühereineSteuervon846. 000Schillingge
zahlt haben ,heuteaber freibleiben .Keinerdieser Betriebeist mitdem
Preisauchnurumein Geringeshinatergegangen( HörtHörtbei derMehrheit).
Ich habe denFinanzminister ferner daraufaufmerksamgemacht ,dass
nicht die allergeringste Rücksichtauf den Konsumrückgaggundauf dieVer- ¬
schlechterung der Wirtschaftslage genommen werde und habe gezeigt ,dass es
unsinnig ist ,ein Gesetz mit einer Nahczahlungsverpflichtungzuformulieren
dieumsohöherist le schlechterdasGeschäftgegangenist .DassindDingedie denAbgabepflichtigenreizenmüssen ,dasist wirklicherSadismus .
( LebhafterBeifallbei derMehrheit) . Eshandeltsichhier umkeinUebersehen
sondernes handelt darum ,dass ein Gesetz ,das håer und imNationalrat
ausgiebigberatenwurde ,eingehaltenwerdenmuss .Manmagsich bemühen,eine
Formulierungdes Gesetzeszu finden ,die keine mechanischeHinaufnumerie¬
rungbedeutetundwirhabenunsereBereitwilligkeiterklärt ,in einemenger
KreiseüberdieDingesachlichzusprechen.GegenüberdenAusführungendes
St. . KunschakbetroffendFinanzierungderWehnbautendurcheineWöhnbau¬
anleihe verweist St . . Breitnerdarauf ,dass dieses Ansinnenvon derMinder¬
heit besonderseindringlich in der Budgetdebattedes Jahres 1925gestellt
vordensei . HättenwiranndamalszurWohnbauanleiheentschlossen ,sohätte
das zur Folge gehabt ,dass wir vom1 .Jänner 1926bis heute 576Millionen
in Anleiheformhätten aufbringenmüssen ,das heisst ,dass wir etwadasEinei
halbfache der Wohnbausteuer verwenden müssten ,um durch Jahrzchnte eine

solche Anleihe zu verzinsen ,St . . Kunschakhat den Abstrich von 18 ' 7Prozont .
den wir vorgenommen haben ,als politische Hochsbap Slei bezeichnet und in

einom Artikel des christlichsozialen Organeswurdedavonggsprecher
dass ungeführ eine Milliarde in einem Botonblock festgefroren sei .Füruns
ist das koin festgefrorener Betonblock ,sondern es werden bald 60 . 000Woh¬

nungensein ,die gar nicht festgefrorensind ,sondernin denen80. 000
bis 100 . 000Kinder aus den elendsten Wehnverhältnissen herause nunmchr

menschenwürdige Unterkunft finden .( Lebhafter Beifall ) .
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Auf don Vorwurf ,dass die sozialdemokratishhe Partei an
derRadikalisierungderBevölkerungschuldtragendsci,erwidertSt. .Breitner
dassdie SozialdemokratiomitdemRadikalismusaufihrer Seiteeinenstar¬
kenKampfzu führenhabe .Eswärenurzu wünschen,wenneinobensolcher
Kampfauchbei denParteiender Minderheitzu beobachtenwäre .Dasist
aber nicht der Fall ,denn Sic habeneinen Vertret er desRechtsradikalismus
zumMinistergemachtunddieVortreterIhrerParteisindmitihmineiner
RegierungbeisammengesegsenDerReferentreflektiert dannaufdieBemerkun¬
gender Oppositionsredenerüberdie Bodenwertabgabe,überdasSchulwesen
undüber die Fremdenverkehreförderungundsagt dannzur geplantenErhöhung
der Wohnbausteuer folgendes :

Waszunächstdie Bemängelunganlangt ,dassdieOeffentlichkeit
erst durch die Rededes Präsidenten Dannebergauf der KonferenzderWiener
Vertrauenmännerder Arbeitor -undAngestelltenschaftunterrichtetworden
sei,so ist meinesEraehtensder VorwurfundemokratischenVorgchensnichtbe- ¬
gründet . Esist doch ganz selbstverständlich ,dass die verwaltendeMehrheit
vor wichtigenBeschlüssendie Zustimmungjener Kreiseeinholt ,die sieim
Gemeinderatvertritt .Geradedas ist wahreDemekratie . DieMinderheitsollte
diesverstehen .Umsomehrals manbeispielsweiseüberdie wichtigstenPläneder bürgerlichenRegierungauserster Handnurdannetwaserfahrenkann,wonr
manVersammlungenin FeuersbrunnederMatzenbesucht .( Beifallbei derMehr¬
heit ,Widerspruchkei derMinderheit ) .

DeräussereGangdieser Gesetzesvorlagewirdsich natürlich
genau so gestalten wie bisher . DieAusarbeitung erfolgt durch denMagistrat ,
die VertretungdurchdenamtsführendenStadtrat fürFinanzen.

St . . Kunschakhat den Standpunkteingnnommen ,dass diePolemik
verfnüht sei ,solangeder Gesetzentwurfnicht imWortlautvorliegt .Dasist zu
begrüssen .DiebisherigeKritik wirdohnewahreGrundlage ,förmlichalsKampf
gegenWindmühlengeübt . DieRichtlinie ,die am28 .Novembergegebenwurde ,war
selbstverständlich nur allgemeines Natur .Es ist zunächst als Grundsatzaus¬
gesprochen worden ,dass die überwiegende Masse der Mieter mit Rücksicht auf
die schwereWirtschaftsnot auchvonjener bescheidenenBelastungfreibleibesoll ,die unter besseren Verhältnissen gewiss vertreten werden kann .Ohne
Festlegung auf eine unäbänderliche Summewurdeangedeutet ,welcheungefähre
Wirkungder Abgabensteigerungwünschenswertist .Seither arbeitet derMagis¬
trat - undich verrate kein Geheimnis ,wennich mitteile ,dass fast TagfürTageine neue Skala entworfen worden ist .An Dutzenden von praktischen Einzel - ¬

beispielen wurdedie Wirkungerprobt .Ich glaube ,dass der Magistratnunmehr
das Zutreffende gefunden hat .Es wird sich erweisen ,dass zu denübertriebeneBefürchtungen kein Anlass vorliegt .Weder die Inhaber von Geschäftslokalen

oder Fabriken ,noch ihre Arbeiter und Angestellten werden durch die geplante
Steuererhöhung einer Katastrophe emtgegengetrieben werden .Davonkanngar
keine Redesein . TretzdemFesthalten an demsozialen AufbauderWohnbauster
demBestræben ,die Lasten gerecht zu verteilen ,die Leistungsfähigen nachMög
lichkeit heranzuzichen ,wird die Grenzlinie desheute wirtschaftlich Zuläs¬
sigen keineswegs überschritten werden .Bei sachlicher Prüfung ,die auchdie
Minderheit ,wie ich voraussetze ,der Vorlage nicht versagen wird,ist meiner
Ueberzeugung nach zu schörfstem Widerstand kein Anlass .Uebrigens wird wohl
sehr bald Gelegenheit sein ,sich mit diesem Gesetze zu befassen .( Beifallbei derMehrheit .

Die Verhandlungen werden abgebrochen .Die Generaldebatte über
den Voranschlag und die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe II sind
abgeschlossen .Die Abstimmung erfongt m orgen um 18 Uhr .Zum Referat kommt
morgen ,Mittwoch ,Stadtrat Speiser ,der über dic Verwaltungsgruppe für
Personalangelegenheiten und verwaltujgsreform berichtenwird .

Schluss der Sitzung 31 Uhr 55 .

838 Bogenabfertigung22 Uhr20 .
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